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Inhaltlicher Bezug

Grundsatzliches

Stellungnahme einfiigen

Die inetz GmbH nimmt im Formblatt der
Bundesnetzagentur (BNetzA) zum
Festlegungsentwurf nachfolgend Stellung.
Dabei mochten wir zunachst auf einige
grundsétzliche Dinge aufmerksam machen.

Bereits das Zustandekommen der einschlagigen
Paragrafen 71 bis 71p im Zuge der GEG-Novelle
liel3 eine Voreingenommenheit des BMWK
zugunsten eines weitgehend auf Verstromung des
Gebaudewarmesegments setzenden
Umsetzungspfads der Dekarbonisierung
erkennen. Zwar erfuhr diese in den ersten
Gesetzesentwurfen greifbare technologische
Vorfestlegung im Zuge des
Gesetzgebungsverfahrens eine deutliche
Abschwachung hin zu einer formalen
Technologieoffenheit, die nun auch Lésungen auf
Basis von griinen und blauen Wasserstoff sowie
anderen klimaneutralen Gasen als
Umsetzungsoption beinhaltete, zugleich blieben in
dem nach einigem Hin und Her dann letztlich
verabschiedeten Gesetz aber doch noch etliche
Vorgaben und Verweisungszusammenhange
enthalten, die nach wie vor fur eine gewisse
Schlagseite zu Gunsten strombasierter
Warmeloésungen sorgen.

Ein wesentliches Element dieser Art ist der
Paragraf 71k, der mit diversen Auflagen Hirden
far die Transformation von heute noch mit Erdgas
betriebenen Netzen hin zu Wasserstoff errichtet.

Der Wille des Gesetzgebers ist zu respektieren.
Allerdings stellt sich die Frage, ob die konkrete
Ausgestaltung der GEG-Novelle durch eine
Festlegung, welche die in dem Paragrafen 71k
angelegten Hurden und Hindernisse durch
zahlreiche Uberkomplexe, praxisferne und
teilweise auch einfach nicht von den
Netzbetreibern leistbare Auflagen und Vorgaben
noch zusatzlich erhéht und vermehrt, mit dem
Zieldreieck einer klimaneutralen und dabei
zugleich versorgungssicheren und wirtschaftlichen




Inhaltlicher Bezug

C.1l.a)

"Das gesamte
Umstellungsgebiet
muss in der
kommunalen
Warmeplanung als
Wasserstoffnetzausb
augebiet
ausgewiesen sein."

C.4.a)

"Es ist eine
Prognose Uber den
Wasserstoffbedarf
in Kilowattstunden
pro Jahr und die
Wasserstoff-Erhaltlic
hkeit im
Ziel-Zustand zu
treffen.”

C.5.a)

"Die technischen
und baulichen
Schritte, die zur
fortschreitenden
Umstellung der
Infrastruktur auf
Wasserstoff
notwendig werden,
sind darzustellen.
Hierbei ist
mindestens
stralRenzugsgenau
oder unterteilt in
Baublocke nach § 3
Abs. 1 Nr. 1 WPG
anzugeben, welche
baulichen und
technischen

A_MN o

Stellungnahme einfiigen

zu C.1l.a)

Unverstandliche Verscharfung, die im Widerspruch
zu 871 GEG und 88 23 u. 26 WPG steht! Dort ist
ganz klar festgehalten, dass der kommunale
Warmeplan lediglich zu bertcksichtigen ist,
wahrend die finale Festlegung auf Basis einer
davon separaten "Entscheidung Uber die
Ausweisung als Gebiet zum Neu- oder Ausbau
eines Warmenetzes oder als
Wasserstoffnetzausbaugebiet getroffen” werden
muss. In 8 23 WPG heil3t es sogar ausdrucklich:
"(4) Der Warmeplan hat keine rechtliche
Aulenwirkung und begrindet keine einklagbaren
Rechte oder Pflichten."

Dies kann relevant insb. in solchen Félle nach 85
WPG sein, bei denen erst im Nachgang
Wasserstoffnetzausbaugebiete festgestellt werden.

zu C.4.a)

Die Daten zur Wasserstoff-Erhéaltlichkeit liegen
dem Netzbetreiber nicht vor. Ein Gasnetzbetreiber
kann ebenso wenig eine Aussage zur Erhaltlichkeit
von Wasserstoff treffen, wie ein
Stromnetzbetreiber darlegen kann, woher im Falle
der Elektrifizierung der Strom in der Dunkelflaute
bei Windstille kommt.

zu C.5.a)

Im Vergleich zum Stromnetz werden hier erneut
sehr hohe birokratische Hiurden errichtet, die in
der praktischen Umsetzung dann wieder mit
verringerter Flexibilitat einhergehen. Zum
Vergleich: Gemafl} § 14d EnWG missen
Stromnetzbetreiber in Bezug auf das gesamte
Verteilnetz Ausbauplane vorlegen. Eine
stralRenzugsgenaue Ausbauplanung zum
Anschluss von Warmepumpen und Ladeséaulen fur
Elektromobilitat ist dort nicht vorgesehen.




Inhaltlicher Bezug

C.5.b)

Es ist darzustellen,
wie die Umstellung
der Endgeréate von
Erdgas auf
Wasserstoff konkret
erfolgen soll. Es
muss insbesondere
auch dargelegt
werden, welchen
Umgang der
Betreiber von
Gasverteilernetzen
mit den an sein
Gasverteilernetz
angeschlossenen
Gasheizungen
vorsieht, die nicht
nach § 71k Abs. 7
GEG auf
Wasserstoff
umristbar sind.

C.5.0)

Es ist ein Konzept
vorzulegen, mit dem
eine Gefahrdung von
Leib und Leben
verhindert wird. Das
Konzept legt
insbesondere fest,
wie sichergestellt
wird, dass eine
Umstellung auf
Wasserstoff nur bei
solchen
Haushaltsanschliss
en erfolgt, an die
ausschlief3lich
wasserstofffahige
Gasverbrauchsgeréat
e, insbesondere eine
wasserstofffahige
Heizung,
angeschlossen sind.

C.5.e)

"Werden geplante
Versorgungsunterbre
chungen im
ieweiliaen

Stellungnahme einfiigen

zu C.5.b)

Ein Netzbetreiber ist nur fur seine Betriebsmittel
zustandig. Ein Netzbetreiber ist nicht fur "nicht
umrustbare Verbrauchsgerate" zustandig. Fur den
Fall nicht umrlstbarer Endgeréte ist eine
Kindigung des Anschlusses vorzusehen und ein
entsprechender Rechtsrahmen zu schaffen.

zu C.5.0):
Hinsichtlich der einzuhaltenden Standards ist der
Verweis auf das DVGW-Regelwerk ausreichend.

zu C.5.e):

Unnotige Vorschrift, die nur bdrokratischen
Mehraufwand erzeugt. Versorgungszuverlassigkeit
und Versorgungssicherheit sind, abgeleitet aus
dem EnWG, ohnehin Teil des
energiewirtschaftlichen Zieldreiecks und ihre
Gewabhrleistung fir die Netzbetreiber verbindlich
und in deren Eigeninteresse.

Hinsichtlich der einzuhaltenden Standards ist der
Verweis auf das DVGW-Regelwerk vollig
ausreichend.




Inhaltlicher Bezug

C.6.

"Die
Treibhausgasemissi
onenim
Gebaudesektor des
Umstellungsgebiets
sind fur das Jahr
1990 darzustellen
(vgl. 88 3 Abs. 1,4
Abs. 1 KSG). Fur die
Jahre 2035 und
2040 ist anhand der
Prognose sowie der
zeitlichen und
raumlichen
Zwischenschritte
darzustellen, wie
hoch die Minderung
von
Treibhausgasemissi
onen im Vergleich
zum Jahr 1990
durch die
Umstellung auf
Wasserstoff nach
MaRgabe von § 71f
Abs. 1 GEG sein
wird. Es sind die
Minderungsziele
gem. 84 Abs.1S. 4
I. V. m. Anlage 3
Klimaschutzgesetz
zu bericksichtigen.”

Stellungnahme einfiigen

zu C.6.

Die Netzbetreiber haben keine Kenntnis darlber,
wie hoch die THG-Emissionen fir das potenzielle
Wasserstoffnetzgebiet im Jahr 1990 waren. Auch
ist die historische Entwicklung des energetischen
Zustands des Gebaudebestands in einem
umschriebenen Versorgungsgebiet praktisch nicht
oder allenfalls mit riesigem burokratischen
Aufwand rekonstruierbar. Man kann nur anhand
spezifischer Emissionsfaktoren den Effekt des
Umstiegs von Erdgas auf Wasserstoff darstellen.




Inhaltlicher Bezug

C.7.a)

Esist ein
Businessplan
einzureichen. Darin
sind das
Geschaftsmodell,
die strategischen
und wirtschaftlichen
Ziele zu erlautern.
Der Businessplan
enthalt zudem eine
Beschaffungsstrateg
ie, die eine
vollstandige
Versorgung des
Umstellungsgebiets
mit Wasserstoff als
hinreichend
gesichert erscheinen
lasst.

C.7.b)

Der Businessplan
umfasst einen
Investitionsplan.
Darin muss
erkennbar sein, in
welcher Hohe, zu
welchem Zeitpunkt,
sowie flr welche
baulichen und
technischen
MalRnahmen Kosten
entstehen und
Investitionen getatigt
werden. Der
Investitionsplan
muss in zwei- bis
dreijahrliche
Meilensteine
unterteilt sein. Dabel
ist anzugeben, wie
die Kostentragung

hinsichtlich der
| Imatelliina der

Stellungnahme einfiigen

zu C.7.a)

Ein Netzbetreiber leitet einen Energietrager durch
sein Netz und kann das mit einem Investitions- und
MalRnahmenplan untersetzen. Es ist nicht Aufgabe
eines Netzbetreibers, eine
"Beschaffungsstrategie” fur einen Energietrager
darzulegen.

zu C.7.b)

Ein Investitions- und MalRhahmenplan kann durch
den Netzbetreiber erbracht werden. Ein
Netzbetreiber ist nur fir seine Betriebsmittel
zustandig. Ein Netzbetreiber ist nicht fur "nicht
umrustbare Verbrauchsgerate" zustandig. Hier
ware ggf. eine Kiindigung des Anschlusses
vorzusehen und ein entsprechender Rechtsrahmen
zu schaffen.




	Konsultationsteilnehmer: inetz GmbH
	Name des Stellungnehmenden: Matthias Elbers
	Datum der Stellungnahme: 16.09.2024
	Lege ich bei: Off
	ist nicht erforderlich: Ja
	Inhaltlicher Bezug bzw: 
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"Das gesamte Umstellungsgebiet muss in der kommunalen Wärmeplanung als Wasserstoffnetzausbaugebiet ausgewiesen sein."







C.4.a)

"Es ist eine Prognose über den Wasserstoffbedarf in Kilowattstunden pro Jahr und die Wasserstoff-Erhältlichkeit im Ziel-Zustand zu treffen."







C.5.a)

"Die technischen und baulichen Schritte, die zur fortschreitenden Umstellung der Infrastruktur auf Wasserstoff notwendig werden, sind darzustellen. Hierbei ist mindestens straßenzugsgenau oder unterteilt in Baublöcke nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 WPG anzugeben, welche baulichen und technischen Maßnahmen erfolgen werden. Dabei ist die jeweilige Dauer der erwarteten Versorgungsunterbrechungen anzugeben." 

















  
	b) Anschlusskapazität 3: C.5.b)
Es ist darzustellen, wie die Umstellung der Endgeräte von Erdgas auf Wasserstoff konkret erfolgen soll. Es muss insbesondere auch dargelegt werden, welchen Umgang der Betreiber von Gasverteilernetzen mit den an sein Gasverteilernetz angeschlossenen Gasheizungen vorsieht, die nicht nach § 71k Abs. 7 GEG auf Wasserstoff umrüstbar sind. 

C.5.c)
Es ist ein Konzept vorzulegen, mit dem eine Gefährdung von Leib und Leben verhindert wird. Das Konzept legt insbesondere fest, wie sichergestellt wird, dass eine Umstellung auf Wasserstoff nur bei solchen Haushaltsanschlüssen erfolgt, an die ausschließlich wasserstofffähige Gasverbrauchsgeräte, insbesondere eine wasserstofffähige Heizung, angeschlossen sind.


C.5.e)
"Werden geplante Versorgungsunterbrechungen im jeweiligen Zwischenschritt erwartet, so ist anzugeben, mit welchen geeigneten Maßnahmen deren Dauer und Auswirkungen minimiert werden sollen. Zudem ist eine Strategie zur Erhöhung der Resilienz der aufgetrennten Netze für Wasserstoff und Erdgas gegenüber ungeplanten Versorgungsunterbrechungen sowie bei Mangelsituationen zu entwickeln. Dabei ist mindestens eine Risikoanalyse durchzuführen."
	b) Anschlusskapazität 4: C.6.
"Die Treibhausgasemissionen im Gebäudesektor des Umstellungsgebiets sind für das Jahr 1990 darzustellen (vgl. §§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 1 KSG). Für die Jahre 2035 und 2040 ist anhand der Prognose sowie der zeitlichen und räumlichen Zwischenschritte darzustellen, wie hoch die Minderung von Treibhausgasemissionen im Vergleich zum Jahr 1990 durch die Umstellung auf Wasserstoff nach Maßgabe von § 71f Abs. 1 GEG sein wird. Es sind die Minderungsziele gem. § 4 Abs. 1 S. 4 i. V. m. Anlage 3 Klimaschutzgesetz zu berücksichtigen."
	b) Anschlusskapazität 5: C.7.a)
Es ist ein Businessplan einzureichen. Darin sind das Geschäftsmodell, die strategischen und wirtschaftlichen Ziele zu erläutern. Der Businessplan enthält zudem eine Beschaffungsstrategie, die eine vollständige Versorgung des Umstellungsgebiets mit Wasserstoff als hinreichend gesichert erscheinen lässt.

C.7.b)
Der Businessplan umfasst einen Investitionsplan. Darin muss erkennbar sein, in welcher Höhe, zu welchem Zeitpunkt, sowie für welche baulichen und technischen Maßnahmen Kosten entstehen und Investitionen getätigt werden. Der Investitionsplan muss in zwei- bis dreijährliche Meilensteine unterteilt sein. Dabei ist anzugeben, wie die Kostentragung hinsichtlich der Umstellung der vollständigen Versorgung auf Wasserstoff sowie der Umrüstung und des Austausches der nicht umrüstbaren Verbrauchsgeräte ausgestaltet werden soll. 





	Stellungnahme einfügen 1: Die inetz GmbH nimmt im Formblatt der Bundesnetzagentur (BNetzA) zum Festlegungsentwurf nachfolgend Stellung.

Dabei möchten wir zunächst auf einige grundsätzliche Dinge aufmerksam machen.



Bereits das Zustandekommen der einschlägigen Paragrafen 71 bis 71p im Zuge der GEG-Novelle ließ eine Voreingenommenheit des BMWK zugunsten eines weitgehend auf Verstromung des Gebäudewärmesegments setzenden Umsetzungspfads der Dekarbonisierung erkennen. Zwar erfuhr diese in den ersten Gesetzesentwürfen greifbare technologische Vorfestlegung im Zuge des Gesetzgebungsverfahrens eine deutliche Abschwächung hin zu einer formalen Technologieoffenheit, die nun auch Lösungen auf Basis von grünen und blauen Wasserstoff sowie anderen klimaneutralen Gasen als Umsetzungsoption beinhaltete, zugleich blieben in dem nach einigem Hin und Her dann letztlich verabschiedeten Gesetz aber doch noch etliche Vorgaben und Verweisungszusammenhänge enthalten, die nach wie vor für eine gewisse Schlagseite zu Gunsten strombasierter Wärmelösungen sorgen.



Ein wesentliches Element dieser Art ist der Paragraf 71k, der mit diversen Auflagen Hürden für die Transformation von heute noch mit Erdgas betriebenen Netzen hin zu Wasserstoff errichtet.



Der Wille des Gesetzgebers ist zu respektieren. Allerdings stellt sich die Frage, ob die konkrete Ausgestaltung der GEG-Novelle durch eine Festlegung, welche die in dem Paragrafen 71k angelegten Hürden und Hindernisse durch zahlreiche überkomplexe, praxisferne und teilweise auch einfach nicht von den Netzbetreibern leistbare Auflagen und Vorgaben noch zusätzlich erhöht und vermehrt, mit dem Zieldreieck einer klimaneutralen und dabei zugleich versorgungssicheren und wirtschaftlichen Energieversorgung überhaupt noch zu vereinbaren ist. Dies betrifft insbesondere solche Bestimmungen des Festlegungsentwurfs wie die aus der in C.6. vorgenommene Verknüpfung des §71k mit dem Klimaschutzgesetz abgeleiteten Auflage, wonach die Treibhausgasemissionen im Gebäudesektor des Umstellungsgebiets für das Jahr 1990 rekonstruiert werden müssen. Dies betrifft aber auch alle jene Regelungen, die eine gemeinsame, einvernehmliche Einreichung des Fahrplans gewährleisten sollen - ohne dass die planungsverantwortlichen Stellen bisher überhaupt definiert wären - und die letztlich zu zahlreichen Friktionen führen dürften.



Wir erleben aktuell, dass das Bild von einer weitgehend auf Verstromung des Gebäudewärmesegments setzenden Strategie als idealer Pfad der Dekarbonisierung immer deutlichere Risse bekommt. Die damit einhergehenden stark steigenden Systemkosten des Stromsektors zeichnen sich zunehmend deutlicher ab. Diverse in jüngster Zeit veröffentlichte Gutachten und Studien lassen für die 2030er und 2040er Jahre aufgrund sehr hoher Systemkosten des Stromsektors sehr hohe Strompreise erwarten, bei denen der Einsatz von Wasserstoff in Brennwertkesseln zur Erzeugung von Wärme im Gebäudebereich selbst noch bei einem - gemessen an den gängigen Prognosen - mittleren bis gehobenen Preisniveau gegenüber der Wärmeerzeugung mit Luftwärmepumpen volks- und betriebswirtschaftlich vorteilhaft zu sein verspricht.



Es ist für uns daher unverständlich, dass Gasverteilnetzbetreibern, die die Umstellung ihrer Netze auf klimaneutrale Gase erwägen, und die damit einen wichtigen Beitrag leisten können, das Stromsystem zu entlasten und die Energiewende letztlich bezahlbar zu halten, derartige Hindernisse in den Weg gelegt werden, wie sie  in dem vorgelegten Fahrplan-Entwurf enthalten sind  und von denen wir im Folgenden die gravierendsten auflisten und kommentieren.


	Stellungnahme einfügen 2: zu C.1.a)
Unverständliche Verschärfung, die im Widerspruch zu §71 GEG und §§ 23 u. 26 WPG steht! Dort ist ganz klar festgehalten, dass der kommunale Wärmeplan lediglich zu berücksichtigen ist, während die finale Festlegung auf Basis einer  davon separaten "Entscheidung über die Ausweisung als Gebiet zum Neu- oder Ausbau eines Wärmenetzes oder als Wasserstoffnetzausbaugebiet getroffen" werden muss.  In § 23 WPG heißt es sogar ausdrücklich: "(4) Der Wärmeplan hat keine rechtliche Außenwirkung und begründet keine einklagbaren Rechte oder Pflichten."
Dies kann relevant insb. in solchen Fälle nach §5 WPG sein, bei denen erst im Nachgang Wasserstoffnetzausbaugebiete festgestellt werden.


zu C.4.a)
Die Daten zur Wasserstoff-Erhältlichkeit liegen dem Netzbetreiber nicht vor. Ein Gasnetzbetreiber kann ebenso wenig eine Aussage zur Erhältlichkeit von Wasserstoff treffen, wie ein Stromnetzbetreiber darlegen kann, woher im Falle der Elektrifizierung der Strom in der Dunkelflaute bei Windstille kommt. 



zu C.5.a)
Im Vergleich zum Stromnetz werden hier erneut sehr hohe bürokratische Hürden errichtet, die in der praktischen Umsetzung dann wieder mit verringerter Flexibilität einhergehen. Zum Vergleich: Gemäß § 14d EnWG müssen Stromnetzbetreiber in Bezug auf das gesamte Verteilnetz Ausbaupläne vorlegen. Eine straßenzugsgenaue Ausbauplanung zum Anschluss von Wärmepumpen und Ladesäulen für Elektromobilität ist dort  nicht vorgesehen.



 











	Stellungnahme einfügen 3: zu C.5.b)
Ein Netzbetreiber ist nur für seine Betriebsmittel zuständig. Ein Netzbetreiber ist nicht für "nicht umrüstbare Verbrauchsgeräte" zuständig. Für den Fall nicht umrüstbarer Endgeräte ist eine Kündigung des Anschlusses vorzusehen und ein entsprechender Rechtsrahmen zu schaffen.


zu C.5.c):
Hinsichtlich der einzuhaltenden Standards ist der Verweis auf das DVGW-Regelwerk  ausreichend.


zu C.5.e):
Unnötige Vorschrift, die nur bürokratischen Mehraufwand erzeugt. Versorgungszuverlässigkeit und Versorgungssicherheit sind, abgeleitet aus dem EnWG, ohnehin Teil des energiewirtschaftlichen Zieldreiecks und ihre Gewährleistung für die Netzbetreiber verbindlich und in deren Eigeninteresse.
Hinsichtlich der einzuhaltenden Standards ist der Verweis auf das DVGW-Regelwerk völlig ausreichend.
	Stellungnahme einfügen 4: zu C.6.
Die Netzbetreiber haben keine Kenntnis darüber, wie hoch die THG-Emissionen für das potenzielle Wasserstoffnetzgebiet im Jahr 1990 waren. Auch ist die historische Entwicklung des energetischen Zustands des Gebäudebestands in einem umschriebenen Versorgungsgebiet praktisch nicht oder allenfalls mit riesigem bürokratischen Aufwand  rekonstruierbar. Man kann nur anhand spezifischer Emissionsfaktoren den Effekt des Umstiegs von Erdgas auf Wasserstoff darstellen.

	Stellungnahme einfügen 5: zu C.7.a)
Ein Netzbetreiber leitet einen Energieträger durch sein Netz und kann das mit einem Investitions- und Maßnahmenplan untersetzen. Es ist nicht Aufgabe eines Netzbetreibers, eine "Beschaffungsstrategie" für einen Energieträger darzulegen.


zu C.7.b)
Ein Investitions- und Maßnahmenplan kann durch den Netzbetreiber erbracht werden. Ein Netzbetreiber ist nur für seine Betriebsmittel zuständig. Ein Netzbetreiber ist nicht für "nicht umrüstbare Verbrauchsgeräte" zuständig. Hier wäre ggf. eine Kündigung des Anschlusses vorzusehen und ein entsprechender Rechtsrahmen zu schaffen.


